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Kassel, 26.05.2009 

  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 34. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr lade 
ich ein für 
 

Donnerstag, 04.06.2009, 17.00 Uhr, 
Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel. 

 
 
 
Tagesordnung: 
 
1. Bericht über das "Konzept zum Aufbau eines Verkehrs- und 

Mobilitätsmanagementsystems (VMMS)" 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 04.05.2009 
Bericht des Magistrats 
101.16.1296 

 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der 
Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

2. 

- 101.16.1272 -*)    
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 
„Silberbornstraße 26“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

3. 

- 101.16.1273 -*)    
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41 
"Germaniastraße/Goethestraße" (Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

4. 

- 101.16.1311 -    
 

Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. 
VIII/76 "Hotel Gude" 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

5. 

- 101.16.1312 -    
 

Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 "Hotel Gude" (Behandlung 
der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

6. 

- 101.16.1313 -    
 

Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 "Naherholung 
Fuldaufer/Bleichwiesen" (Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

7. 

- 101.16.1314 -    
 

Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“ 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Stadtbaurat Witte 

8. 

- 101.16.1327 -    
 

Entgeltfreie ÖPNV-Nutzung für Kinder unter 6 Jahren 
Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

9. 

- 101.16.1301 -    
 

Kurzstreckenticket Regiotram 
Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

10. 

- 101.16.1319 -    
 

Umbau Friedrich-Ebert-Straße Ost I 
Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dominique Kalb 

11. 

- 101.16.1320 -    
 



 
 

 
Einladung zur 35. Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr vom 04.06.2009 Seite 3 

 
 
 

Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in 
Städten 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Gernot Rönz 

12. 

- 101.16.1337 -    
 

Programm "Aktive Kernbereiche" 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Gernot Rönz 

13. 

- 101.16.1340 -    
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Alfons Spitzenberg 
Vorsitzender 
 
 
 
 
*) Die Vorlage erhielten Sie bereit mit der Einladung zur 
    Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr 
    am 30. April 2009. 
 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Verkehr 

documenta-Stadt
 
Kassel, 05.06.2009 

  

Niederschrift 
über die 34. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Stadtentwicklung und Verkehr 
am Donnerstag, 04.06.2009, 17.00 Uhr, 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Bericht über das "Konzept zum Aufbau eines Verkehrs- und 
Mobilitätsmanagementsystems (VMMS)" 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 04.05.2009 
Bericht des Magistrats 
101.16.1296 

 
 

2. Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 

101.16.1272

 
 

3. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 
„Silberbornstraße 26“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 

101.16.1273

 
 

4. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41 
"Germaniastraße/Goethestraße" (Aufstellungsbeschluss) 

101.16.1311

 
 

5. Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. 
VIII/76 "Hotel Gude" 

101.16.1312

 
 

6. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 "Hotel Gude" 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 

101.16.1313

 
 

7. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 "Naherholung 
Fuldaufer/Bleichwiesen" (Aufstellungsbeschluss) 

101.16.1314

 
 

8. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“ 
(Aufstellungsbeschluss) 

101.16.1327

 
 

9. Entgeltfreie ÖPNV-Nutzung für Kinder unter 6 Jahren 101.16.1301
 
 

10. Kurzstreckenticket Regiotram 101.16.1319
 
 

11. Umbau Friedrich-Ebert-Straße Ost I 101.16.1320
 
 

12. Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in 
Städten 

101.16.1337

 
 

13. Programm "Aktive Kernbereiche" 101.16.1340
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Vorsitzender Spitzenberg eröffnet die mit der Einladung vom 26.05.2009 
ordnungsgemäß einberufene 34. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung und Verkehr, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Nach kurzer Aussprache stellt Vorsitzender Spitzenberg fest, dass der  

Tagesordnungspunkt 11, 
Umbau Friedrich-Ebert-Straße Ost I, Antrag der CDU-Fraktion, 
101.16.1320 

auf Bitten des Stadtverordneten Rönz, Fraktion B90/Grüne, wegen Beratungsbedarfs 
von der heutigen Tagesordnung abgesetzt und in der nächsten Sitzung behandelt 
wird. 
 
Weitere Änderungswünsche zur Tagesordnung werden nicht vorgetragen, so dass 
Vorsitzender Spitzenberg die Tagesordnung in der geänderten Form feststellt. 
 
 
 
 
 
1. Bericht über das "Konzept zum Aufbau eines Verkehrs- und 

Mobilitätsmanagementsystems (VMMS)" 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 04.05.2009 
Bericht des Magistrats 
101.16.1296 

 
Beschluss 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, in der nächsten Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung und Verkehr über das „Konzept zum Aufbau eines Verkehrs- 
und Mobilitätsmanagements (VMMS)“ zu berichten. 

 
 
Sachgebietsleiter Noll, Sachgebiet Verkehrssteuerung des Straßenverkehrsamtes, gibt 
einen kurzen Sachstandsbericht ab. 
Sich anschließende Fragen der Ausschussmitglieder werden von Stadtbaurat Witte, 
Amtsleiter Polzin, Straßenverkehrsamt, und Sachgebietsleiter Noll beantwortet. 
Stadtbaurat Witte sagt auf Nachfrage des Stadtverordneten Beig, Fraktion 
B90/Grüne, eine detaillierte Kostenübersicht im Vergleich zum Nichteinsatz von 
Fördermitteln zu. 
 
Vorsitzender Spitzenberg erklärt den Tagesordnungspunkt für erledigt. 
 
Zur Kenntnis genommen 
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2. Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der 
Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1272 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Abschluss des Durchführungsvertrages nach § 12 Baugesetzbuch zur 
rückwärtigen Bebauung des Grundstücks Silberbornstraße 26 zwischen Herrn 
Helmut Bringmann und der Stadt Kassel wird zugestimmt.“ 

 
 
Amtsleiter Spangenberg, Amt Stadtplanung und Bauaufsicht, beantwortet eine noch 
offene Frage des Stadtverordneten Beig, Fraktion B90/Grüne, aus der letzten Sitzung 
bezüglich der Verschiebung des Baufensters nach Süden. 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst nach kurzer Aussprache bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Durchführungsvertrag zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 
„Silberbornstraße 26“, 101.16.1272, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Zeidler 
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3. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 
„Silberbornstraße 26“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1273 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (gemäß § 12 (1) Abs. 1 
Baugesetzbuch) für das Grundstück Silberbornstraße 26 im Baublock zwischen 
der Silberbornstraße, der Gerhart-Hauptmann-Straße, der Straße Am 
Donarbrunnen und der Wilhelm-Busch-Straße wird zugestimmt. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die planungsrechtliche Sicherung einer 
Wohnbebauung im rückwärtigen Grundstücksteil. 
 
Das Verfahren wird gemäß § 13a Baugesetzbuch im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt. 
 
Den erneut vorgetragenen Anregungen einer Privatperson wird nicht 
entsprochen. 
 
Aus redaktionellen Gründen wird in den Festsetzungen durch Text 1.4 der Satz 
„Im WR sind maximal 2 WE zulässig“ ersetzt durch den Satz 
„Im WR sind auf dem rückwärtigen Grundstücksteil maximal 2 WE zulässig“. 
 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ wird als 
Satzung beschlossen.“ 

 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung), 
101.16.1273, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kalb 
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4. Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41 
"Germaniastraße/Goethestraße" (Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1311 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet zwischen Germaniastraße, Lassallestraße und Goethestraße soll 
ein vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 13a Baugesetzbuch aufgestellt 
werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist es, die Blockbebauung durch ein Bauvorhaben 
mit einer wohnverträglichen gewerblichen Nutzung (Dienstleistung, Praxen) zu 
ergänzen.“ 

 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
der Stadt Kassel Nr. II/41 "Germaniastraße/Goethestraße" 
(Aufstellungsbeschluss), 101.16.1311, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Beig 
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5. Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. 
VIII/76 "Hotel Gude" 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1312 - 

 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Abschluss des städtebaulichen Vertrages gemäß § 11 Baugesetzbuch zur 
Erweiterung des „Hotel Gude“ auf dem Grundstück Frankfurter Straße 299 
zwischen Herrn Ralf Gude und der Stadt Kassel wird zugestimmt.“ 

 
 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung:  
Enthaltung:  
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Städtebaulicher Vertrag zum 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 "Hotel Gude", 101.16.1312, 
wird zugestimmt. 

 
 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Domes 
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6. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 "Hotel Gude" (Behandlung 
der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1313 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Entwurf des Bebauungsplanes für den Bereich südlich der Frankfurter 
Straße beidseitig der Straße Wartekuppe wird zugestimmt. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Sicherung der baulichen 
Entwicklung des Hotel „Gude“ in Kassel Niederzwehren. 
 
Das Verfahren wird gemäß § 13a Baugesetzbuch im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt. 
 
Den Anregungen Ziffer 1 - 3, die während der Offenlage des Bebauungsplan-
Entwurfes eingegangen sind, wird teilweise entsprochen 
(s. Anlage 2). 
 
Der Bebauungsplan wird wie folgt geändert: 
- Die Stellplatzfläche St1 wird an den schallschutztechnisch relevanten Stellen 
vermaßt (redaktionelle Änderung). 
- Die Festsetzung durch Text Nr. 3.2 wird durch den Text:  
„Auf der Fläche für Stellplätze (St1) dürfen für An- und Abfahrten in den 
Nachtstunden (22:00 - 06:00 Uhr) höchstens 31 Stellplätze zur Verfügung 
stehen“ersetzt. 
 
- Unter Rechtsgrundlagen wird der letzte Satz ersetzt durch:  
„Baumschutzsatzung der Stadt Kassel in der jeweils gültigen Fassung“. 
Die Begründung zum Bebauungsplan wird wie folgt geändert: 
 
- Unter Punkt 2.2 (Schutzgebiete) wird Punkt 2.2.2 wie folgt ergänzt: 
„Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebiet: Der Geltungsbereich befindet sich 
teilweise innerhalb der Schutzzone III des mit Anordnung vom 25.03.1970 
amtlich festgesetzten Schutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen 
„Neue Mühle“ und „Tränkeweg“ sowie innerhalb der quantitativen Schutzzone 
B2 - äußere Zone - des mit Verordnung vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“. Der 1. Satz :“Das Plangebiet … wird 
gestrichen“. 
 
- Unter Punkt 2.3.2 (Baumschutzsatzung) entfällt der 2. Satz. 
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- Punkt Nr. 2.4 (Schalltechnisches Gutachten, Seite 8, vorletzter Satz) wird wie 
folgt geändert: 
„Zur Nachtzeit dürfen maximal 31 Stellplätze im Bereich St1 für An- und 
Abfahrten genutzt werden.“ Das Schreiben des Gutachters vom 14.08.2008 wird 
als Ergänzung des schalltechnischen Gutachtens in die Anlage zur Begründung 
aufgenommen. 
 
Punkt 5.2 wird wie folgt ersetzt: 
Auf der Fläche für Stellplätze (St1) dürfen für An- und Abfahrten in den 
Nachtstunden (22:00 - 06:00 Uhr) höchstens 31 Stellplätze zur Verfügung stehen. 
 
Der Bebauungsplan wird als Satzung beschlossen.“ 

 
 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. 
VIII/76 "Hotel Gude" (Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung 
als Satzung), 101.16.1313, wird zugestimmt. 

 
 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Oberbrunner 
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7. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 "Naherholung 
Fuldaufer/Bleichwiesen" (Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1314 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet zwischen Hafenbrücke, Schützenstraße, Weserstraße und 
Finkenherd /Fulda soll gemäß § 30 Baugesetzbuch ein Bebauungsplan aufgestellt 
werden. 
 
Ziel des Bebauungsplans ist die planungsrechtliche Sicherung einer 
Naherholungsnutzung inklusive Fuß-/Radwegeverbindung entlang der Fulda 
und Renaturierung der Ahna sowie die Sicherstellung einer geordneten 
Weiterentwicklung des bestehenden Kinderbauernhofes.“ 

 
Amtsleiter Spangenberg, Amt Stadtplanung und Bauaufsicht, begründet die Vorlage 
des Magistrats. 
 
Nach kurzer Aussprache sagt Stadtbaurat Witte auf Anregung des Stadtverordneten 
Oberbrunner, FDP-Fraktion, zu, in der 
Erläuterung (Anlage 1), 1. Absatz, ab 8. Zeile 
den Satz  

„Der Ankauf wird zum Teil dadurch erschwert, dass hier seitens der Eigentümer 
noch mit einer späteren Bebaubarkeit und damit einem relativ hohen 
Grundstückswert spekuliert wird.“ 

wie folgt zu ändern: 
„Der Ankauf wird zum Teil dadurch erschwert, dass hier seitens der Eigentümer 
noch von einer späteren Bebaubarkeit und damit einem relativ hohen 
Grundstückswert ausgegangen wird.“ 

 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 
"Naherholung Fuldaufer/Bleichwiesen" (Aufstellungsbeschluss), 
101.16.1314, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Dr. Junker-John 
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8. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“ 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1327 - 

 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet im Stadtteil Bad Wilhelmshöhe zwischen Baunsbergstraße, 
Heideweg und verlängertem Werraweg (Fußweg) soll gemäß § 13 a 
Baugesetzbuch (BauGB) ein Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt 
werden. 
 
Ziel des Bebauungsplans ist die planungsrechtliche Sicherung einer derzeitigen 
Fläche mit Verkehrsgrün für eine Bebauung.“ 

 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst nach ausführlicher Aussprache 
bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. 
III/71 „Heideweg“ (Aufstellungsbeschluss), 101.16.1327, wird 
zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kieselbach 
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9. Entgeltfreie ÖPNV-Nutzung für Kinder unter 6 Jahren 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1301 - 

 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, mit dem Nordhessischen Verkehrs-Verbund 
(NVV) Gespräche mit dem Ziel zu führen, die entgeltfreie Beförderung aller 
Kinder unter 6 Jahren in den Tarifbestimmungen festzuschreiben. 

 
 
 
Stadtverordneter Kalb begründet den Antrag der CDU-Fraktion. 
 
 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag der CDU-Fraktion betr. Entgeltfreie ÖPNV-Nutzung für 
Kinder unter 6 Jahren, 101.16.1301, wird zugestimmt. 

 
 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Rönz 
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10. Kurzstreckenticket Regiotram 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1319 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, mit dem Nordhessischen Verkehrsverbund 
(NVV) in Verhandlungen zu treten, um ähnlich dem Kurzstreckenticket für Busse 
und Bahnen der KVG eine solche Möglichkeit für die Regiotram einzurichten. 
 
Gleichzeitig soll der Magistrat Verhandlungen mit dem NVV mit dem Ziel des 
Erhalts der Stabilität der Fahrpreise für die nächsten Jahre aufnehmen. 

 
Stadtverordneter Kalb begründet den Antrag der CDU-Fraktion. 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst nach kurzer Aussprache bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag der CDU-Fraktion betr. Kurzstreckenticket Regiotram, 
101.16.1319, wird zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Domes 
 
 
 
 
 
 

11. Umbau Friedrich-Ebert-Straße Ost I 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.1320 - 

 
Abgesetzt 
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12. Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in 
Städten 
Antrag der Fraktion B90/Grüne 
- 101.16.1337 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, sich am bundesweiten Modellversuch 
„Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in Städten“  des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu beteiligen. 
Unabhängig von der Berücksichtigung der Bewerbung soll in Kassel in 
Kooperation mit der KVG und dem NVV ein Fahrradverleihsystem installiert 
werden. 

 
 
Stadtverordneter Rönz begründet den Antrag der Fraktion B90/Grüne, den er in der 
nachfolgenden Aussprache auf Vorschlag der Stadtverordneten Dr. Junker-John, SPD-
Fraktion, wie folgt ändert: 
 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Magistrat wird aufgefordert, sich am bundesweiten Modellversuch 
„Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in Städten“  des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu beteiligen. 
Unabhängig von der Berücksichtigung der Bewerbung sollen in Kassel 
vorhandene Fahrradverleihsysteme attraktiver ausgestaltet werden. 

 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem geänderten Antrag der Fraktion B90/Grüne betr. Innovative 
öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in Städten, 
101.16.1337, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Oberbrunner 
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13. Programm "Aktive Kernbereiche" 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.16.1340 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, über den aktuellen Sachstand zum Programm 
"Aktive Kernbereiche" sowie die aktuellen Planungen zur Friedrich-Ebert-Straße 
im nächsten Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr zu berichten. 

 
 
Stadtverordneter Rönz, Fraktion B90/Grüne, begründet den gemeinsamen Antrag. 
 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
betr. Programm "Aktive Kernbereiche", 101.16.1340, wird zugestimmt. 

 
 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Merz 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 18.40 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
Alfons Spitzenberg Elisabeth Spangenberg 
Vorsitzender Schriftführerin 
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Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1272 

documenta-Stadt
 
Kassel, 23.03.2009 

 
 
 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt 
Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Abschluss des Durchführungsvertrages nach § 12 Baugesetzbuch zur 
rückwärtigen Bebauung des Grundstücks Silberbornstraße 26 zwischen Herrn 
Helmut Bringmann und der Stadt Kassel wird zugestimmt.“ 

 
 
Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 
19.03.2009 und 23.03.2009 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und der Durchführungsvertrag (Anlage 2) 
sind beigefügt. 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
�101.16.1272-Anlage1 
 
 
 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Kassel Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Kassel Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Kassel Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan der Stadt Kassel     
Nr. VNr. VNr. VNr. VIIIIII/75 „Silberbornstraße 26“II/75 „Silberbornstraße 26“II/75 „Silberbornstraße 26“II/75 „Silberbornstraße 26“    
 
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
 
 
1. 1. 1. 1.     Planungsrechtliche SituationPlanungsrechtliche SituationPlanungsrechtliche SituationPlanungsrechtliche Situation    
 
Das Grundstück Silberbornstraße 26 liegt im Block zwischen der Silberbornstraße, 
der Gerhart-Hauptmann-Straße, der Straße Am Donarbrunnen und der Wilhelm-
Busch-Straße. Beurteilungsgrundlage für eine Bebauung ist § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB).  
 
Der Flächennutzungsplan weist diese Fläche als Wohnbaufläche aus 
 
Im gesamten Blockinnenbereich gibt es nur eine rückwärtige Bebauung! Damit 
gibt es im Sinne §34 BauGB keinen Berufungsfall. 
 
Eine Bauvoranfrage zur rückwärtigen Bebauung des Grundstücks wurde aus pla-
nungsrechtlichen Gründen abgelehnt.  
 
Das Regierungspräsidium in Kassel hat in einem Widerspruchsverfahren die ableh-
nende Haltung der Stadt bestätigt und eine Bebauung, ohne vorher Planungsrecht 
zu schaffen, untersagt. 
 
Ein Bebauungsplan wird gem. Beschluss der Stadtverordnentenversammlung vom 
5. November 2007 aufgestellt. 
 
 
2.2.2.2.    BestandsanalyseBestandsanalyseBestandsanalyseBestandsanalyse    
 
Das Grundstück Silberbornstraße 26 ist bebaut mit einem zweigeschossigen Wohn-
haus, das auf der östlichen Grenze mit dem Gebäude Silberbornstraße 24 de-
ckungsgleich angebaut ist. Das Dachgeschoss ist ausgebaut, die Dachneigung des 
Satteldaches beträgt ca. 48 Grad. 
Der gesamte Block Silberbornstraße, Gerhart-Hauptmann-Straße, Am Donarbrun-
nen und Wilhelm-Busch-Straße ist bebaut mit in der Regel zweigeschossigen 
Wohngebäuden. 
 
 
3.3.3.3.    Ziel und Zweck der Ziel und Zweck der Ziel und Zweck der Ziel und Zweck der PlanungPlanungPlanungPlanung    
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Absicherung einer rückwär-
tigen Bebauung auf dem Grundstück Silberbornstraße 26.  



- 2 - 

 
Bebaut werden soll der hintere Grundstücksteil mit einem zweigeschossigen 
Wohngebäude mit maximal zwei Wohneinheiten (WE).  
 
 
4.4.4.4.    VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren    
 
Der Bebauungsplan wird gemäß § 12 (1) BauGB als vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan in Verbindung mit § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt. Auf die Umweltprüfung und den Umweltbericht kann gemäß § 13 a (2) in 
Verbindung mit § 13 (3) Satz 1 BauGB verzichtet werden. 
 
Gem. § 12 (1) Satz 1 Baugesetzbuch ist dazu ein Durchführungsvertrag erforderlich. 
Der Durchführungsvertrag ist mit dem Investor abgestimmt und in der Anlage bei-
gefügt. 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
 
Kassel, 10. Februar 2009 



Anlage 2 

 
Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauung splan  

der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 
 

 
 
zwischen 
 
der Stadt Kassel 
vertreten durch den Magistrat 
Obere Königsstraße 8 
34112 Kassel 
 
     - nachstehend Stadt genannt - 
 
sowie 
 
Herrn  
Helmut Bringmann 
Wilhelmshöher Straße 28 
34225 Baunatal 
 
     - nachstehend Grundstückseigentümer genannt - 
 
 
 

§ 1 
Gegenstand und Ziel 

 
Auf Antrag des Grundstückseigentümers vom 13.07.2007 soll für das Grundstück „Silberborn-
straße 26“ ein vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 Baugesetzbuch aufgestellt wer-
den.  
Ziel und Zweck der Planung ist die Planungsrechtliche Absicherung einer Wohnbebauung auf 
dem rückwärtigen Grundstücksteil. 
 
Bebaut werden soll der hintere Grundstücksteil mit einem zweigeschossigen Wohngebäude mit 
maximal 2 Wohneinheiten. 
 
Das geplante Bauvorhaben muss bis zum Dezember 2014 durchgeführt worden sein. 
 
 

§ 2 
Ausarbeitung der Städtebaulichen Planung  

 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 05.11.2007 beschlossen, für das Grundstück „Sil-
berbornstraße 26“ den Bebauungsplan aufzustellen.  
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Bau-
gesetzbuch durchgeführt werden. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt.  
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Planungsrechtliche Absicherung einer Wohnbebauung auf 
dem rückwärtigen Grundstücksteil. 
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Die Stadt Kassel führt alle erforderlichen Verfahrensschritte bis zum Beschluss und Inkrafttreten 
nach § 10 BauGB durch und stellt hierbei die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften des Bau-
gesetzbuches sicher, insbesondere die der §§ 3 und 4 BauGB, sowie die Abwägung von öffent-
lichen und privaten Belangen gemäß § 1 (6) BauGB. 
Der Vertragspartner legt seinerseits - in enger Abstimmung und auf Verlangen der Stadt Kassel 
- die für die sach- und fachgerechte Ausarbeitung des Planes erforderlichen Gutachten vor.  
 
Die Übernahme der Kosten durch den Vertragspartner für die oben angeführten Gutachten ist 
unabhängig vom Erfolg der Durchführung des Bebauungsplanverfahrens. 
 
 

§ 3 
Kostenträger 

 
Der Investor hat ein Architekturbüro mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes beauftragt. Der 
Investor verpflichtet sich, die Kosten für die Aufstellung des Bebauungsplanes zu tragen.  
 
 

§ 4 
Wirksamkeit des Vertrages 

 
Durch die Unwirksamkeit einzelner Regelungen wird die Wirksamkeit der übrigen Regelungen 
nicht berührt. 
Die Vertragsparteien sind dazu verpflichtet, unwirksame Bestimmungen durch solche zu erset-
zen, die dem Sinn des Vertrages rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. Änderungen und Er-
gänzungen dieses Vertrages bedürfen zu Wirksamkeit der Schriftform. 
 
 
 
Kassel, den  Kassel, den 
Stadt Kassel - Magistrat  Stadt Kassel - Magistrat 
   
   
   
   
Bertram Hilgen  Norbert Witte 
Oberbürgermeister  Stadtbaurat 
   
 Kassel, den  
   
   
   
   
 Helmut Bringmann  
 Grundstückseigentümer  

 



Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1273 

documenta-Stadt
 
Kassel, 23.03.2009 

 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 
„Silberbornstraße 26“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (gemäß § 12 (1) Abs. 1 
Baugesetzbuch) für das Grundstück Silberbornstraße 26 im Baublock zwischen 
der Silberbornstraße, der Gerhart-Hauptmann-Straße, der Straße Am 
Donarbrunnen und der Wilhelm-Busch-Straße wird zugestimmt. 
 
Ziel des Bebauungsplanes ist die planungsrechtliche Sicherung einer 
Wohnbebauung im rückwärtigen Grundstücksteil. 
 
Das Verfahren wird gemäß § 13a Baugesetzbuch im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt. 
 
Den erneut vorgetragenen Anregungen einer Privatperson wird nicht 
entsprochen. 
 
Aus redaktionellen Gründen wird in den Festsetzungen durch Text 1.4 der Satz 
„Im WR sind maximal 2 WE zulässig“ ersetzt durch den Satz 
„Im WR sind auf dem rückwärtigen Grundstücksteil maximal 2 WE zulässig“. 
 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstraße 26“ wird als 
Satzung beschlossen.“ 
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Begründung: 
 
Der Ortsbeirat Niederzwehren hat der Vorlage in seiner Sitzung am 17.02.2009 
zugestimmt. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 
19.03.2009 und 23.03.2009 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), die Behandlung der Anregungen (Anlage 2), 
die Begründung (Anlage 3) und eine unmaßstäbliche Verkleinerung des 
Bebauungsplanentwurfes (Anlage 4) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
�101.16.1273-Anlage1 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „SilberbornstrVorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „SilberbornstrVorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „SilberbornstrVorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/75 „Silberbornstra-a-a-a-
ße 26“ße 26“ße 26“ße 26“    
((((Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als SatzungBehandlung der Anregungen und Beschlussfassung als SatzungBehandlung der Anregungen und Beschlussfassung als SatzungBehandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung))))    
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
 
1. 1. 1. 1.     Planungsrechtliche SiPlanungsrechtliche SiPlanungsrechtliche SiPlanungsrechtliche Situationtuationtuationtuation    
 
Das Grundstück Silberbornstraße 26 liegt im Block zwischen der Silberbornstraße, 
der Gerhart-Hauptmann-Straße, der Straße Am Donarbrunnen und der Wilhelm-
Busch-Straße. Beurteilungsgrundlage für eine Bebauung ist § 34 Baugesetzbuch 
(BauGB).  
 
Der Flächennutzungsplan weist diese Fläche als Wohnbaufläche aus 
 
Im gesamten Blockinnenbereich gibt es nur eine rückwärtige Bebauung! Damit 
gibt es im Sinne §34 BauGB keinen Berufungsfall. 
 
Eine Bauvoranfrage zur rückwärtigen Bebauung des Grundstücks wurde aus pla-
nungsrechtlichen Gründen abgelehnt.  
 
Das Regierungspräsidium in Kassel hat in einem Widerspruchsverfahren die ableh-
nende Haltung der Stadt bestätigt und eine Bebauung, ohne vorher Planungsrecht 
zu schaffen, untersagt. 
 
Ein Bebauungsplan soll nun aufgestellt werden. 
 
 
2.2.2.2.    BestandsanalyseBestandsanalyseBestandsanalyseBestandsanalyse    
 
Das Grundstück Silberbornstraße 26 ist bebaut mit einem zweigeschossigen Wohn-
haus, das auf der östlichen Grenze mit dem Gebäude Silberbornstraße 24 de-
ckungsgleich angebaut ist. Das Dachgeschoss ist ausgebaut, die Dachneigung des 
Satteldaches beträgt ca. 48 Grad. 
Der gesamte Block Silberbornstraße, Gerhart-Hauptmann-Straße, Am Donarbrun-
nen und Wilhelm-Busch-Straße ist bebaut mit in der Regel zweigeschossigen 
Wohngebäuden. 
 
 
3.3.3.3.    Ziel und Zweck der PlanungZiel und Zweck der PlanungZiel und Zweck der PlanungZiel und Zweck der Planung    
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Absicherung einer rückwär-
tigen Bebauung auf dem Grundstück Silberbornstraße 26.  
 
Bebaut werden soll der hintere Grundstücksteil mit einem zweigeschossigen 
Wohngebäude mit maximal zwei Wohneinheiten (WE).  
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4.4.4.4.    VerfahrenVerfahrenVerfahrenVerfahren    
 
Der Bebauungsplan wird gemäß § 12 (1) BauGB als vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan in Verbindung mit § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren aufge-
stellt. Auf die Umweltprüfung und den Umweltbericht kann gemäß § 13 a (2) in 
Verbindung mit § 13 (3) Satz 1 BauGB verzichtet werden. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 05. November 2007 beschlossen, den 
Bebauungsplan aufzustellen. 
 
Der Grundstückseigentümer hat ein Planungsbüro mit der Erarbeitung eines Be-
bauungsplanes beauftragt. Er trägt die Kosten des Verfahrens. Die Verfahrensfüh-
rung obliegt dem Amt Stadtplanung und Bauaufsicht. 
 
Parallel zur Offenlage wurde die Ämter- und Trägerbeteiligung durchgeführt. 
 
Die 1. Offenlage sowie die Ämter- und Trägerbeteiligung fanden nach Ankündi-
gung in der HNA Nr. 153 vom 3. Juli 2008 in der Zeit vom 14. Juli 2008 bis zum 15. 
August 2008 statt. 
 
Während dieser Zeit wurden Anregungen von Privatpersonen und Trägern öffent-
licher Belange vorgetragen. Die Berücksichtigung dieser Anregungen in den Fest-
setzungen durch Text und in der Begründung berührten teilweise die Grundzüge 
der Planung und bedingten eine erneute Offenlage. 
 
Insbesondere wurden die Wohneinheiten für das rückwärtige Grundstück auf 2 WE 
begrenzt und die Ausnahmen gemäß § 3 (3) Baunutzungsverordnung ausgeschlos-
sen. 
 
Darüber hinaus wurden Hinweise zum Heilquellenschutzgebiet, zur Entwässerung, 
zur Feuerwehrzufahrt und zur Artenliste in die Begründung und den Plan aufge-
nommen. 
 
Die 2. Offenlage fand nach Ankündigung in der HNA Nr. 237 vom 10. Oktober 
2008 in der Zeit vom 20. - 31. Oktober 2008 statt. 
 
Während dieser Zeit wurden die privaten Anregungen wiederholt, die bisher keine 
Berücksichtigung fanden. 
 
Den Anregungen soll nicht entsprochen werden. 
 
Der Bebauungsplanentwurf wird nun dem Ortsbeirat zur Zustimmung und den 
städtischen Gremien zur Beschlussfassung vorgelegt.  
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
Kassel, 21. Januar 2009 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 2 
 
 
 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr . VIII/75 „Silberbornstraße 26“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als  Satzung) 
 
 
 
 
 
Mit Schreiben vom 10. August 2008 und vom 30. Oktober 2008 hat ein privater Einsender fol-
gende Anregungen vorgetragen, denen bisher nicht entsprochen wurde. 
 
 
1. 
Ein gemäß Planungsrecht zulässiger Baukörper ist überdimensioniert und fügt sich nicht in die 
Umgebung ein. 
 
2. 
Die Baugrenzen müssen in südliche Richtung verschoben werden, damit ein Baukörper sein 
Grundstück nicht verschatten kann. 
 
3. 
Statt eines größeren Baukörpers sollten zwei kleinere und niedrigere Baukörper festgesetzt 
werden. 
 
 
Stellungnahme: 
 
zu 1. 
Die im Bebauungsplan festgesetzten Nutzungsziffern mit Grundflächenzahl 0,25 und Geschoss-
flächenzahl 0,4 entsprechen unter städtebaulichen (Gebietsstruktur), ökologischen (Nachver-
dichtung von Innenbereichen) und wirtschaftlichen Gesichtspunkten heutigen Erfordernissen an 
einem sparsamen Umgang mit Bauflächen und Natur, ohne dabei die Forderung nach gesun-
den Wohnverhältnissen zu verletzen. Mit der Beschränkung der Anzahl der Wohneinheiten auf 
zwei Wohneinheiten und dem Ausschluss von ansonsten in einem Reinen Wohngebiet aus-
nahmsweise zulässigen gewerblichen Nutzung, ist eine zweigeschossige Bebauung zu erwar-
ten, wie sie in dem Quartier mehrfach vorhanden ist. Unter Einhaltung aller geltenden Rechts-
bestimmungen, insbesondere der Abstandsflächenverordnung, werden die nachbarlichen Inte-
ressen gewahrt. Die Nutzungsziffern sollen in der vorliegenden Fassung beibehalten werden. 
 
zu 2. 
Die Lage der Baugrenze ist so gewählt, dass zunächst für das Grundstück selbst eine optimale 
Ausrichtung der Freiflächen nach Süden gewährleistet ist. 
 
Gleichzeitig hat der Standort den Vorteil, dass das zukünftige Gebäude zu allen vorhandenen 
Wohnhäusern einen etwa gleichen Abstand hat und damit die aufgelockerte Struktur des Quar-
tiers erhalten bleibt. 
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zu 3. 
Sicher wären auch zwei Baukörper denkbar gewesen, was aber an der Baumasse insgesamt 
nichts geändert hätte. 
 
Da es sich hier um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt und der Investor mit 
dem Vorhaben (Vorhaben- und Erschließungsplan) in der jetzt vorliegenden Form an die Stadt 
herangetreten ist, muss diesen Planungszielen entsprochen werden, solange sie weder städte-
baulichen Zielen, noch rechtlichen Vorgaben widersprechen. 
 
Den Anregungen des Einsenders soll nicht entsprochen werden. 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
   
 
Kassel, 20. Januar 2009 

















Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1311 

documenta-Stadt
 
Kassel, 20.04.2009 

 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41 
"Germaniastraße/Goethestraße" (Aufstellungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet zwischen Germaniastraße, Lassallestraße und Goethestraße soll 
ein vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 13a Baugesetzbuch aufgestellt 
werden. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist es, die Blockbebauung durch ein Bauvorhaben 
mit einer wohnverträglichen gewerblichen Nutzung (Dienstleistung, Praxen) zu 
ergänzen.“ 

 
 
Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 
19.03.2009 und 20.04.2009 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und ein Übersichtsplan (Anlage 2) sind als 
Anlagen beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
 
 
 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41Vorhabenbezogener Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/41    
„Germaniastraße/Goethestraße“„Germaniastraße/Goethestraße“„Germaniastraße/Goethestraße“„Germaniastraße/Goethestraße“    
(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)    
 
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
 
 
 
Ein Investor hat einen Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplanes gestellt, um 
das Eckgrundstück Germaniastraße/Goethestraße mit einem gewerblich genutzten 
Gebäude zu bebauen. 
 
Heute wird das ehemalige Tankstellengrundstück durch einen Gebrauchtwagen-
handel genutzt. Mit dem Vorhaben soll diese Nutzung durch eine wohnverträgli-
che Nutzung wie Büros, Praxen etc. ersetzt werden. Der Stellplatzbedarf kann auf 
dem Grundstück nachgewiesen werden. 
 
Die künftige Baustruktur soll von Lage, Umfang und Erschließung her eine verträg-
liche Einheit mit der weitestgehend historischen Bebauung bilden. Das Vorhaben 
ist damit ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der bestehenden städtebauli-
chen Situation im Vorderen Westen. 
 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
 
Kassel, 26.02.2009 





Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1312 

documenta-Stadt
 
Kassel, 20.04.2009 

 
 
 
Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 
"Hotel Gude" 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Abschluss des städtebaulichen Vertrages gemäß § 11 Baugesetzbuch zur 
Erweiterung des „Hotel Gude“ auf dem Grundstück Frankfurter Straße 299 
zwischen Herrn Ralf Gude und der Stadt Kassel wird zugestimmt.“ 

 
Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 
19.03.2009 und 20.04.2009 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und der städtebauliche Vertrag (Anlage 2) 
sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
 
 
Städtebaulicher Vertrag zum Städtebaulicher Vertrag zum Städtebaulicher Vertrag zum Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel 
Gude“Gude“Gude“Gude“    
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
 
Auf Antrag des Betreibers des Hotel Gude, Herrn Ralf Gude, vom 28. August 2007, 
sollte für den Bereich südlich der Frankfurter Straße beidseitig der Straße Warte-
kuppe bis zur Straße „Auf der Leimenkaute“ ein vorhabenbezogener Bebauungs-
plan gemäß § 12 Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden. Da der Investor im 
Laufe des Verfahrens aus wirtschaftlichen Gründen die Investitionen auf unbe-
stimmte Zeit verschieben muss, soll der Bebauungsplan im Sinne des § 30 BauGB in 
Verbindung mit § 13a BauGB zum Abschluss gebracht werden. 
 
 
1.  Ziel und Zweck der Planung 
 
Die baulichen Anlagen müssen den zukünftigen Anforderungen des Hotelbetrie-
bes Rechnung tragen. Das Hotel soll daher in seiner Kapazität erweitert werden 
und um verschiedene Funktionsbereiche wie einen Tagungstrakt, einen Wellness-
Bereich und eine größere Empfangszone ergänzt werden. 
 
Im Zuge der Erweiterung soll die gesamte Erschließung und technische Versorgung 
des Hotelbetriebs verbessert werden. Dies betrifft auch die Parksituation. Die bis-
her über das Grundstück verteilten Parkplätze sollen zu einer zentralen Parkanlage 
zusammengefasst werden. 
 
Die in den letzten Jahrzehnten gewachsene und in mehreren Schritten erweiterte 
Hotelanlage soll in ihrer Gesamtfigur städtebaulich gebunden werden. Dazu sollen 
vor allem Erweiterungsaufbauten an den begrenzenden Straßenkanten eine städ-
tebaulich sinnvolle Ergänzung leisten und die Figur der öffentlichen Verkehrsräu-
me verbessern. 
 
 
2. Verfahren 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durch-
geführt. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt. Der Investor hat ein Architekturbüro 
mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes beauftragt, die Planungskosten trägt 
der Investor. Die Finanzierung der Planungskosten wird in dem städtebaulichen 
Vertrag geregelt. 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
Kassel, 20. Februar 2009 







Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1313 

documenta-Stadt
 
Kassel, 20.04.2009 

 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 "Hotel Gude" (Behandlung der 
Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Entwurf des Bebauungsplanes für den Bereich südlich der Frankfurter 
Straße beidseitig der Straße Wartekuppe wird zugestimmt. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die planungsrechtliche Sicherung der baulichen 
Entwicklung des Hotel „Gude“ in Kassel Niederzwehren. 
 
Das Verfahren wird gemäß § 13a Baugesetzbuch im beschleunigten Verfahren 
durchgeführt. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt. 
 
Den Anregungen Ziffer 1 - 3, die während der Offenlage des Bebauungsplan-
Entwurfes eingegangen sind, wird teilweise entsprochen (s. Anlage 2). 
 
Der Bebauungsplan wird wie folgt geändert: 
- Die Stellplatzfläche St1 wird an den schallschutztechnisch relevanten Stellen 
vermaßt (redaktionelle Änderung). 
- Die Festsetzung durch Text Nr. 3.2 wird durch den Text:  
„Auf der Fläche für Stellplätze (St1) dürfen für An- und Abfahrten in den 
Nachtstunden (22:00 - 06:00 Uhr) höchstens 31 Stellplätze zur Verfügung stehen“ 
ersetzt. 
 
- Unter Rechtsgrundlagen wird der letzte Satz ersetzt durch:  
„Baumschutzsatzung der Stadt Kassel in der jeweils gültigen Fassung“. 
Die Begründung zum Bebauungsplan wird wie folgt geändert: 
 
- Unter Punkt 2.2 (Schutzgebiete) wird Punkt 2.2.2 wie folgt ergänzt: 
„Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebiet: Der Geltungsbereich befindet sich 
teilweise innerhalb der Schutzzone III des mit Anordnung vom 25.03.1970 
amtlich festgesetzten Schutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen 
„Neue Mühle“ und „Tränkeweg“ sowie innerhalb der quantitativen Schutzzone 
B2 - äußere Zone - des mit Verordnung vom 02.10.2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) 
amtlich festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte 
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Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“. Der 1. Satz :“Das Plangebiet … wird 
gestrichen“. 
 
- Unter Punkt 2.3.2 (Baumschutzsatzung) entfällt der 2. Satz. 
 
- Punkt Nr. 2.4 (Schalltechnisches Gutachten, Seite 8, vorletzter Satz) wird wie 
folgt geändert: 
„Zur Nachtzeit dürfen maximal 31 Stellplätze im Bereich St1 für An- und 
Abfahrten genutzt werden.“ Das Schreiben des Gutachters vom 14.08.2008 wird 
als Ergänzung des schalltechnischen Gutachtens in die Anlage zur Begründung 
aufgenommen. 
 
Punkt 5.2 wird wie folgt ersetzt: 
Auf der Fläche für Stellplätze (St1) dürfen für An- und Abfahrten in den 
Nachtstunden (22:00 - 06:00 Uhr) höchstens 31 Stellplätze zur Verfügung stehen. 
 
Der Bebauungsplan wird als Satzung beschlossen.“ 

 
 
Begründung: 
 
Der Ortsbeirat Niederzwehren hat der Vorlage in seiner Sitzung am 20.10.2008 
zugestimmt. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 
19.03.2009 und 20.04.2009 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung (Anlage 1), die Behandlung der Anregungen (Anlage 2), der Bericht 
über die vorgezogene Bürgerbeteiligung (Anlage 3), die Begründung (Anlage 4) und 
eine unmaßstäbliche Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfes (Anlage 5) sind 
beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Gude“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Gude“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Gude“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel Gude“    
((((Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als SatzungBehandlung der Anregungen und Beschlussfassung als SatzungBehandlung der Anregungen und Beschlussfassung als SatzungBehandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung))))    
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
Auf Antrag des Betreibers des Hotel Gude, Herrn Ralf Gude, vom 28. August 2007, 
sollte für den Bereich südlich der Frankfurter Straße beidseitig der Straße Warte-
kuppe bis zur Straße „Auf der Leimenkaute“ ein vorhabenbezogener Bebauungs-
plan gemäß § 12 Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt werden. Da der Investor im 
Laufe des Verfahrens aus wirtschaftlichen Gründen die Investitionen auf unbe-
stimmte Zeit verschieben muss, soll der Bebauungsplan im Sinne des § 30 BauGB in 
Verbindung mit § 13a BauGB zum Abschluss gebracht werden. 
 
 
1.  Sicherung der wirtschaftlichen Zukunft des Hotelbetriebes 
 
Die baulichen Anlagen müssen den zukünftigen Anforderungen des Hotelbetrie-
bes Rechnung tragen. Das Hotel soll daher in seiner Kapazität erweitert werden 
und um verschiedene Funktionsbereiche wie einen Tagungstrakt, einen Wellness-
Bereich und eine größere Empfangszone ergänzt werden. 
 
 
2. Verbesserung der Infrastruktur 
 
Im Zuge der Erweiterung soll die gesamte Erschließung und technische Versorgung 
des Hotelbetriebs verbessert werden. Dies betrifft auch die Parksituation. Die bis-
her über das Grundstück verteilten Parkplätze sollen zu einer zentralen Parkanlage 
zusammengefasst werden. 
 
 
3.  Städtebauliche Arrondierung 
 
Die in den letzten Jahrzehnten gewachsene und in mehreren Schritten erweiterte 
Hotelanlage soll in ihrer Gesamtfigur städtebaulich gebunden werden. Dazu sollen 
vor allem Erweiterungsaufbauten an den begrenzenden Straßenkanten eine städ-
tebaulich sinnvolle Ergänzung leisten und die Figur der öffentlichen Verkehrsräu-
me verbessern. 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB durch-
geführt werden. Ein Umweltbericht wird nicht erstellt. Der Investor hat ein Archi-
tekturbüro mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes beauftragt, die Planungskos-
ten trägt der Investor.  
 
 
4. Vorgezogene Bürgerbeteiligung 
 
Die vorgezogene Bürgerbeteiligung wurde in Form einer öffentlichen Veranstal-
tung am 7. Februar im Ortsteil durchgeführt. Das Ergebnis ist in einem Vermerk (s. 
Anhang) festgehalten.  
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5. Behandlung der Anregungen aus der Bürgerbeteiligung 
 
Sowohl in der Bürgerbeteiligung am 7. Februar 2008 als auch in einem Schreiben 
vom 9. Februar 2008 haben die Einwender ihre ablehnende Haltung zu dem vier-
geschossigen Neubau bekundet. Sie schlagen als direkt betroffene Nachbarn die 
Reduzierung der Geschossigkeit auf drei Geschosse vor. 
 
Stellungnahme 
Der Reduzierung von vier auf drei Geschosse soll aus folgenden Gründen nicht ge-
folgt werden: 
 

• Die Sicherung des Hotelstandortes ist wirtschaftlich nur möglich mit der ge-
planten Hotelzimmer- und Versammlungsraumerweiterung. 

• Die städtebauliche Situation entlang der Straße „Auf der Leimenkaute“ ver-
schlechtert sich nicht, da der Neubau einen Abstand von 3,85 m bis 6,85 m 
hat. Bestehende Gebäude stehen direkt an der Straße. 

• Die Höhe des Neubaus wird begrenzt auf 176 m üNN und ist damit nur um 1 
m höher als die vorhandenen Gebäude. 

• Die Verfasser der Briefe sind nicht unmittelbare Nachbarn. Zwischen dem 
Haus Perlengasse 4A und dem Neubau besteht ein Abstand von ca. 40 m. 

• Der Einfahrtsbereich der Leimenkaute in die Straße Wartekuppe wird sich 
durch die Neubebauung erheblich verbessern. 

 
 
6. Offenlage 
 
Nach dem Beschluss des Ortsbeirates Niederzwehren vom 18. März 2008 und dem 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 19. Mai 2008 lag der Bebau-
ungsplan in der Zeit vom 16. Juni 2008 bis 25. Juli 2008 öffentlich aus.  
 
Parallel zur Offenlage wurde die Beteiligung der Ämter und Träger öffentlicher 
Belange durchgeführt. 
 
Die Anregungen, die während dieser Zeit von Trägern öffentlicher Belange und 
Ämtern vorgetragen wurden und Auswirkungen auf die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes haben werden in der Anlage 2 (Behandlung der Anregungen) erläutert 
und abgewogen. 
 
Die dadurch erforderlichen Änderungen des Planes und der Begründung betreffen 
nicht die Grundzüge der Planung und können nach dem Satzungsbeschluss ohne 
erneute Offenlage in den Plan und die Begründung eingearbeitet werden. 
 
Von Privatpersonen wurden keine erneuten Anregungen vorgetragen! 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
Kassel, 17. Februar 2009 
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Anlage 2 
 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel G ude“ 
Behandlung der Anregungen  
 
 
 
Ziffer 1: 
 
Mit Schreiben vom 17. Juli 2008 wurde wie folgt Stellung genommen: 
 
1.1 
Der Bereich, auf den sich das Bauleitplanverfahren bezieht, ist im rechtsgültigen Flächennut-
zungsplan als „Wohnbauflächen“ dargestellt; der Entwurf für den Flächennutzungsplan 2007 sieht 
parallel zur Frankfurter Straße in einer Bautiefe die Darstellung „Gemischte Bauflächen“ vor und im 
rückwärtigen Bereich wurde die Darstellung „Wohnbauflächen“ beibehalten. 
Das Bauleitplanverfahren ist somit nicht als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt anzusehen. 
Wir regen deshalb an, analog zu dem Bauleitplanverfahren für die Erweiterung des LaStrada Ho-
tels im Vorhaben- und Erschließungsplan keine Gebietsausweisung vorzunehmen. Für diesen Fall 
würden wir die Anpassung des Flächennutzungsplanes durch Erweiterung der Darstellung „Ge-
mischte Bauflächen“ vorbereiten und die verbandlichen Gremien entsprechend informieren, dass 
der Flächennutzungsplan nachträglich angepasst wird. 
 
Stellungnahme: 
Der ZRK wird gebeten, im Flächennutzungsplan die gemischte Baufläche auf den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes zu erweitern und das Sondergebiet aufgrund der geringen 
Flächengröße als Element der Mischnutzung zu akzeptieren.  
Die Gebietsfestsetzung Sondergebiet Hotel wird beibehalten. 
 
1.2 
Aus Sicht der Verkehrsplanung regen wir an, auf Seite 6 (Punkt 2.1) den Gesamtverkehrsplan 
2002 zu berücksichtigen. Für die Frankfurter Straße (in Höhe des Hotels) ist im GVP (Analyse 
1995) eine Belastung von ca. 12.700 Kfz/24h festgestellt worden. Die Prognose für 2010 geht von 
einer Belastung von ca. 14.100 Kfz/24h aus. 
 
Stellungnahme: 
Die Aussagen des GVP sind für die vorliegende Planung nicht relevant. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Ziffer 2: 
 
Mit Schreiben vom 11. Juli 2008 wurde wie folgt Stellung genommen: 
 
2.1 
Es wird bemängelt, dass in der Begründung, im schalltechnischen Gutachten und in den Planun-
terlagen von einer unterschiedlichen Anzahl von Stellplätzen ausgegangen wird. Insbesondere be-
rücksichtigt das Gutachten keine Tiefgarage. 
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Stellungnahme: 
Das Lärmgutachten bezieht sich ausschließlich auf die Stellplatzfläche, im Mischgebiet westlich 
der Straße Wartekuppe. 
Im Sondergebiet-Hotel östlich der Straße Wartekuppe werden Stellplätze für Hotelgäste und Re-
staurantbesucher in eine Tiefgarage oder auf dem Gelände untergebracht. Dadurch kommt es zu 
unterschiedlichen Stellplatzzahlen in der Begründung und im Gutachten. 
 
2.2 
Die mit St1 und St2 im Bebauungsplan-Entwurf gekennzeichneten Stellplatzflächen stimmen nicht 
mit der angenommenen Anordnung der Stellplätze im Gutachten überein. 
Grundsätzlich sind die im Bebauung ausgewiesenen Flächen St1 und St2 ordnungsgemäß zu 
vermaßen und für St1 der mit dem schalltechnischen Gutachten vorgegebene Radius ab Gebäu-
deecke des Immissionsortes einzuhalten. 
 
Stellungnahme: 
Die im Gutachten vorgeschlagenen schallmindernden Maßnahmen für die Nachtzeit bestehen aus 
zwei Komponenten: Die Einhaltung von Mindestabständen nachts anfahrbarer Stellplätze zu den 
Immissionsorten I1 (17m) und I2 (30m) sowie innerhalb dieser verbleibenden Fläche eine Höchst-
zahl von 24 Stellplätzen, die nachts angefahren werden dürfen. Die Zahl von 24 Stellplätzen ergab 
sich aus einer im Gutachten angenommenen Stellplatzanordnung; es wurden die Stellplätze abge-
zählt, die innerhalb der vorgenannten Fläche liegen.  
 
Der Bebauungsplan stellt die schallmindernden Maßnahmen jedoch anders als das Gutachten un-
abhängig von einer konkreten Stellplatzanordnung dar. Aus diesem Grund wird im Plan die Fläche 
St1 von den Abstandsradien des Gutachtens begrenzt. Zurecht wird hier bemängelt, dass eine 
Vermaßung der Radien fehlt. 
 
Mit Schreiben vom 14. August 2008 wurde vom Gutachter die maximale Zahl der nachts anfahrba-
ren Stellplätze ohne Berücksichtigung einer vorgegebenen Stellplatzordnung mit 31 berechnet. 
Die Stellplatzfläche St1 wird im Bebauungsplan an den schallschutztechnisch relevanten Stellen 
vermaßt.  
 
Die Festsetzung durch Text Nr. 3.2 wird wie folgt geändert: „Höchstens 31 Stellplätze auf dieser 
Fläche [St1] dürfen für An- und Abfahrten in den Nachtstunden (22:00 – 6:00 Uhr) zur Verfügung 
stehen.“ Die Begründung wird in Nr. 5.2. gleichlautend geändert. 
Die Begründung wird unter Nr. 2.4 (Schalltechnisches Gutachten, Seite 8, vorletzter Satz) wie folgt 
geändert: „Zur Nachtzeit dürfen maximal 31 Stellplätze im Bereich St1 für An- und Abfahrten ge-
nutzt werden.“ Das Schreiben des Gutachters vom 14. August 2008 wird als Ergänzung des schall-
technischen Gutachtens in die Anlage aufgenommen. 
 
2.3 
Am 19. Mai 2008 hat die Stadtverordnetenversammlung die neue Baumschutzsatzung, gültig für 
den Innenbereich im gesamten Stadtgebiet, beschlossen. Der zweite Satz in Kapitel 2.3.2 der Be-
gründung ist daher zu streichen. 
 
Stellungnahme: 
Der Bebauungsplan wird unter „Rechtsgrundlagen“, letzte Zeile, wie folgt geändert: „Baumschutz-
satzung der Stadt Kassel in ihrer jeweils gültigen Fassung.“ 
In der Begründung entfällt unter 2.3.2 (Baumschutzsatzung) der 2. Satz. 
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2.4 
Es sollen nur mit Erdgas und Heizöl EL betriebene Feuerungsanlagen mit Brennwertnutzung und 
Blauem Engel zugelassen werden. Sinn der Festsetzung ist es nicht, alle ohnehin zulässigen An-
lagen zu erlauben, sondern die beste allgemein zugängliche Technik vorzuschreiben. So können 
die zusätzlichen Emissionen möglichst gering gehalten werden. Niedertemperaturanlagen erfüllten 
vor 20 bis 30 Jahren den Stand der Technik. Die Brennwertnutzung entspricht heute dem Stand 
der Technik. 
 
Stellungnahme: 
Durch die Festsetzung Nr. 5.1 werden nicht alle ohnehin zulässigen Anlagen erlaubt, sondern nur 
mit Erdgas und Heizöl EL betriebene Anlagen, die den aktuellen Anforderungen des Umweltabzei-
chens „Blauer Engel“ genügen. Damit werden unabhängig von der Gerätetechnologie Anforderun-
gen an die Emissionshöchstwerte gestellt. Eine Einschränkung auf ausschließlich zulässige 
Brennwerttechnologie ist daher nicht erforderlich und nicht angemessen. 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Ziffer 3: 
 
Mit Schreiben vom 2. Juli 2008 wurde wie folgt Stellung genommen: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich teilweise (SO Hotel) innerhalb der 
Schutzzone III des amtlich festgesetzten Schutzgebietes für die Trinkwassergewinnungsanlagen 
„Neue Mühle“ und „Tränkeweg“ der Städtischen Werke AG. Für dieses Trinkwasserschutzgebiet 
läuft derzeit ein Neufestsetzungsverfahren, so dass zukünftig die Straßen „Wartekuppe“ und 
„Frankfurter Straße“ die äußere Grenze der Trinkwasserschutzzone III darstellen werden. 
Zusätzlich befindet sich der Geltungsbereich innerhalb der quantitativen Schutzzone B2 (Äußere 
Zone) des mit Verordnung vom 2. Oktober 2006 festgesetzten Heilquellenschutzgebietes für die 
staatlich anerkannte Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“ der Thermalsolebad Kassel GmbH.  
 
Stellungnahme: 
Die Begründung wird unter 2.2 (Schutzgebiete) wie folgt ergänzt: „Trinkwasser- und Heilquellen-
schutzgebiet: Der Geltungsbereich befindet sich teilweise innerhalb der Schutzzone III des mit 
Anordnung vom 25. März 1970 amtlich festgesetzten Schutzgebietes für die Trinkwassergewin-
nungsanlagen „Neue Mühle“ und „Tränkeweg“ sowie innerhalb der quantitativen Schutzzone B2 - 
äußere Zone - des mit Verordnung vom 2. Oktober 2006 (StAnz. 46/2006, S. 2634) amtlich fest-
gesetzten Heilquellenschutzgebietes für die staatlich anerkannte Heilquelle „TB Wilhelmshöhe 3“.“ 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
Kassel, 17. Februar 2009 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 3 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/76 „Hotel G ude“  
Vorgezogene Bürgerbeteiligung gem. § 3 (1) Baugeset zbuch (BauGB) 
 
 
 

Vermerk 
 
über die Bürgerbeteiligung gem. §3 (1) BauGB am 7. Februar 2008, 19.30 Uhr, im Gemeindesaal 
der Matthäuskirche, in Kassel Niederzwehren. 
 
Der Bebauungsplan Nr. VIII/76 „Hotel Gude“ wird gem. § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt. Gem. § 13 (2) BauGB kann auf die Bürgerbeteiligung verzichtet werden. Um aber früh-
zeitig die Akzeptanz des Projektes in der benachbarten Bevölkerung abzuklären, wurde eine Bür-
gerbeteiligung zum Vorentwurf des Planes in Form einer öffentlichen Versammlung durchgeführt. 
 
An der Versammlung nahmen ca. 25 interessierte Bürger und Mitglieder des Ortsbeirates teil. Sei-
tens der Verwaltung/Planer waren anwesend: 
 
Frau Ascher-Köpping Büro Köpping Architektur und Planung 
Herr Köpping Büro Köpping Architektur und Planung 
Herr Prof. Bieling Büro Bieling Architekten 
Herr Ralf Gude Hotel Gude 
Herr Koch Stadtplanung und Bauaufsicht, Stadt Kassel 
 
Nach einer kurzen Begrüßung durch den Unterzeichner, der Vorstellung der geplanten Baumaß-
nahmen durch den Architekten Herrn Bieling und der Darlegung der Ziele des Bebauungsplanes 
durch die Architektin und Stadtplanerin Frau Ascher Köpping wurde eine lebhafte Diskussion mit 
den betroffenen Nachbarn geführt. 
 
Die Fragen wurden von Frau Ascher Köpping, Herrn Gude, Herrn Bieling und dem Unterzeichner 
beantwortet. 
 
1. Frau Wilke, Auf der Leimenkaute 21 
 
bittet darauf zu achten, dass durch die Baumaßnahmen die Straße „Auf der Leimenkaute“ nicht 
weiter verengt wird und dass eine eventuelle Sperrung der Straße während der Baumaßnahmen 
nicht in den Wintermonaten erfolgen solle. 
Zum zweiten wird die Frage nach dem Verbleib der öffentlichen Stellplätzen entlang der Straße 
„Wartekuppe“ gestellt.  
 
Ergebnis: 
 
Die Straße „Auf der Leimenkaute“ bleibt in ihrer jetzigen Breite erhalten. Da die Straße wegen der 
Grundstücksverhältnisse nicht verbreitert werden kann, sollen mit Rücksicht auf die verkehrlichen 
Probleme der Einmündungsbereich zur Straße „Wartekuppe“ aufgeweitet und die Tiefgaragenzu-
fahrt geringfügig zurückgesetzt werden. 
 
2. Frau Siebert und Herr Siebert, Perlengasse 4a 
 
fragen, wie die Freiflächen, die an die Wohnbaugrundstücke anschließen, gestaltet werden sollen. 
Sie äußern darüber hinaus Bedenken gegen den massiven, viergeschossigen Baukörper mit 
Flachdach, der sich einerseits nicht den vorhandenen Gebäuden anpasst (Satteldach) und ande-
rerseits als zu massiver Baukörper zu nah an der Straße „Auf der Leimenkaute“ platziert ist. 
Im Laufe der Diskussion weisen sie noch auf die Parkplatzsituation in den angrenzenden Straßen 
hin und erwarten, dass ausreichend Stellplätze angelegt werden. 



Ergebnis: 
 
Die Freiflächen werden als Gartenflächen hergestellt. In Teilen wird der Garten von Hotelgästen 
genutzt, die den Wellnessbereich besuchen. Eine Bewirtschaftung ist nur in eingeschränkten Zei-
ten möglich. 
Die Höhe des Gebäudes ergibt sich aus dem erforderlichen Raumprogramm. Der Verzicht auf ein 
Geschoss ist aus betriebswirtschaftlichen Gründen nicht möglich. Ob das Gebäude etwas tiefer 
gesetzt werden kann, soll noch überprüft werden. 
Alle notwendigen und nach der Stellplatzsatzung der Stadt Kassel erforderlichen Stellplätze wer-
den nachgewiesen. Die Stellplätze in Tiefgaragen werden bewirtschaftet. Sollte sich nach Fertig-
stellung der Baumaßnahmen Verkehrsprobleme ergeben, müssen Verkehrslenkende Maßnahmen 
vorgenommen werden. 
 
3. Herr Schwarz, 
 
ebenso wie Herr und Frau Siebert kritisiert Herr Schwarz die Höhe des Gebäudes. 
 
Ergebnis: 
 
s. o. unter 2. 
 
4. Herr Weißbrot, Auf der Leimenkaute 5 
 
Als Bewohner des Hauses „Auf der Leimenkaute“ 5 interessiert sich Herr Weißbrot für die Gestal-
tung der Freifläche zwischen den Hotelgebäuden und den östlich angrenzenden Wohnhäusern. 
Er schlägt unter anderem vor, die östliche Fassade des Hotelneubaues zu begrünen. 
 
Ergebnis: 
 
Herr Bieling sagt zu, die Gestaltung der Ostfassade zu überarbeiten und eine Berankung / Be-
pflanzung vorzusehen. Entlang der östlichen Grundstücksgrenze sollen zusätzlich Bäume festge-
setzt werden. 
 
5. Herr Böttger, Ortsvorsteher 
 
Herr Böttger regt an, vor dem Blumengeschäft, das im Erdgeschoss des Hotelneubaues wieder 
eingerichtet werden soll, öffentliche Stellplätze anzuordnen. 
Er setzt sich weiter dafür ein, dass die Friedhofsverwaltung in die Umgestaltung des Einmün-
dungsbereichs der Straße „Auf der Leimenkaute“ in die Straße „Wartekuppe“ mit eingebunden 
wird. Er erwartet eine Umgestaltung des Friedhofseingangsbereich. 
 
Ergebnis: 
 
Die Anregung zu den öffentlichen Stellplätzen vor dem Blumengeschäft wird aufgegriffen und soll 
über ein Geh- und Fahrrecht in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 
Herr Bieling sagt zu, sich im weiteren Verfahren mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu set-
zen. 
 
 
Nach einer kurzen Zusammenfassung der Ergebnisse der Diskussion und einem Ausblick auf das 
weitere Verfahren durch den Unterzeichner wurde die Bürgerbeteiligung gegen 21.00 Uhr beendet. 
 
 
Gez. Koch 
 
 
02.04.2009 

































































Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1314 

documenta-Stadt
 
Kassel, 04.05.2009 

 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 "Naherholung 
Fuldaufer/Bleichwiesen" (Aufstellungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
„Für das Gebiet zwischen Hafenbrücke, Schützenstraße, Weserstraße und Finkenherd 
/Fulda soll gemäß § 30 Baugesetzbuch ein Bebauungsplan aufgestellt werden. 
 
Ziel des Bebauungsplans ist die planungsrechtliche Sicherung einer 
Naherholungsnutzung inklusive Fuß-/Radwegeverbindung entlang der Fulda und 
Renaturierung der Ahna sowie die Sicherstellung einer geordneten 
Weiterentwicklung des bestehenden Kinderbauernhofes.“ 
 
 
Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 
23. April 2009 und 4. Mai 2009 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und ein Übersichtsplan (Anlage 2) sind 
beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 „Naherholung Fuldaufer / Bleichwiesen“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 „Naherholung Fuldaufer / Bleichwiesen“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 „Naherholung Fuldaufer / Bleichwiesen“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. I/47 „Naherholung Fuldaufer / Bleichwiesen“    
(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)    
 
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
 
 
Das rund 4,6 ha umfassende Plangebiet befindet sich am Rande des Stadtteils We-
sertor direkt an der Fulda - südlich der Schützenstraße und westlich der Hafenbrü-
cke. Für den dicht besiedelten Stadtteil Wesertor stellen die Fuldawiesen im Be-
reich der ehemaligen Bleichwiesen das zentrale Freiraumpotenzial dar. Für die Öf-
fentlichkeit nutzbar ist bisher nur der Bereich am Katzensprung. Der Zugang zu 
den anderen Flächen war lange Zeit bzw. ist z.T. auch heute noch wegen einiger 
privater Parzellen nicht möglich. Ein Großteil der Grundstücke ist in den vergange-
nen Jahren von der Stadt Kassel angekauft worden, zwei kleinere und ein größeres 
Grundstück befinden sich noch in Privatbesitz. Der Ankauf wird z.T. dadurch er-
schwert, dass hier seitens der Eigentümer noch mit einer späteren Bebaubarkeit 
und damit einem relativ hohen Grundstückswert spekuliert wird. Die Öffnung der 
Bleichwiesen für die Öffentlichkeit sowie die Anbindung an den bestehenden Park 
/ Bolzplatz am Katzensprung ist zum einen auf Stadtteilebene von zentraler Be-
deutung für die Verbesserung der Aufenthaltsqualität, spielt zum anderen aber 
auch eine wichtige Rolle im gesamtstädtischen Kontext für die Durchgängigkeit 
einer übergeordneten Fuß- und Radwegeverbindung entlang der Fulda. Diese We-
geverbindung wird bisher zwischen Katzensprung und Hafenbrücke abseits der 
Fulda entlang der stark befahrenen Schützenstraße geführt.  
 
Ziel des Projektes ist, die Fuldawiesen für eine extensive Freizeitgestaltung erreich-
bar und als öffentliche Grünanlage nutzbar zu machen sowie den Bereich Fulda-
ufer / Bleichwiesen mit dem Ahnagrünzug einerseits und dem weiteren Verlauf der 
Fulda in nordöstlicher Richtung andererseits zu verbinden. Dazu soll eine durch-
gängige Fuß-/Radwegeverbindung gebaut werden. Außerdem soll die Ahna rena-
turiert und als geschützter Naturraum erhalten bleiben. Die benötigten Grundstü-
cke sind anzukaufen. Weiteres Ziel ist eine Verbesserung der Situation für die Kin-
der und Jugendlichen im Stadtteil - zum einen in Bezug auf unorganisierte Spiel- 
und Sportmöglichkeiten, zum anderen hinsichtlich des seit 2007 dort in einem 
Teilbereich ansässigen Kinderbauernhofs. Es handelt sich dabei um eine Gemein-
bedarfseinrichtung, die von einem gemeinnützigen Verein betrieben wird und in 
der Kinder und Jugendliche kostenlos ihre Freizeit verbringen können. Dabei wird 
ihnen ein respektvoller Umgang mit Tieren, Natur und miteinander vermittelt. Der 
Bauernhof ist auch ein Angebot für die zahlreichen Schulen und Kindergärten in 
fußläufiger Entfernung. Nach einem erfolgreichen Start in kleinem Rahmen soll 
nun eine geordnete Weiterentwicklung des Kinderbauernhofes sichergestellt wer-
den. Erforderlich ist der Bau eines Stallgebäudes und eines Aufenthaltsgebäudes. 
Im Bebauungsplan ist u.a. das Thema Hochwasserschutz zu behandeln. 



- 2 - 

 
 
Insgesamt sollen die Flächen als stadtnaher Landschaftsraum im Wesentlichen der 
Feierabend- und Wochenenderholung dienen. Im Wesertor sind viele Bevölke-
rungsgruppen ansässig, denen wenig private Freiflächen zur Verfügung stehen 
bzw. die nicht so mobil sind, um Freiräume außerhalb der Stadt aufzusuchen. Die 
Umsetzung des Gesamtprojektes erfolgt im Rahmen des Programms Soziale Stadt. 
 
Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt und beinhaltet einen Um-
weltbericht. 
 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg Kassel, 1. April 2009  
 





Magistrat 
-VI-/-63- 
Az.   

 
Vorlage-Nr. 101.16.1327 

documenta-Stadt
 
Kassel, 18.05.2009 

 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“ 
(Aufstellungsbeschluss) 
 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Witte 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für das Gebiet im Stadtteil Bad Wilhelmshöhe zwischen Baunsbergstraße, 
Heideweg und verlängertem Werraweg (Fußweg) soll gemäß § 13 a 
Baugesetzbuch (BauGB) ein Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt 
werden. 
 
Ziel des Bebauungsplans ist die planungsrechtliche Sicherung einer derzeitigen 
Fläche mit Verkehrsgrün für eine Bebauung.“ 

 
 
Begründung: 
 
Der Magistrat hat in seiner Sitzung am 18. Mai 2009 der Vorlage zugestimmt. 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und ein Übersichtsplan (Anlage 2) sind 
beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



Stadtplanung und Bauaufsicht Anlage 1 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. III/71 „Heideweg“    
(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)(Aufstellungsbeschluss)    
 
 
 
 

E r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n gE r l ä u t e r u n g    
 
 
 
Im Stadtteil Bad Wilhelmshöhe soll im Bereich der Einmündung des Heideweges in 
die Baunsbergstraße eine dreieckige städtische Fläche für eine Bebauung pla-
nungsrechtlich gesichert werden.  
 
Ziel der Planung ist es, die Randbebauung der Baunsbergstraße zu vervollständi-
gen und den Einmündungsbereich Heideweg städtebaulich zu fassen. Dazu soll das 
Areal, das zur Zeit eine ungestaltete Rasenfläche ist, durch eine qualitativ hoch-
wertiges Bebauung aufgewertet werden. Die Höhenentwicklung des Gebäudes o-
rientiert sich an der umgebenden Bebauung. Die notwendigen Stellplätze sind 
zum Teil oberirdisch, zum Teil in einer Tiefgarage möglich.  
Die Baugebietsfläche wird so gewählt, dass die Verkehrsflächenbreiten der Bauns-
bergstraße und des Heideweges aufgenommen werden. Der öffentliche Fußweg 
am Südrand der Fläche und der Baumbestand bleiben erhalten. 
 
Im rechtsverbindlichen einfachen Bebauungsplan Nr. 3 West A-D i. M. 1 : 5000 vom  
14. Dezember 1982 ist die Fläche als „Verkehrsgrün“ festgesetzt. Mit Inkrafttreten 
des qualifizierten Bebauungsplanes Nr. III/71 „Heideweg“ wird der bestehende Be-
bauungsplan im betreffenden Geltungsbereich aufgehoben. 
 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist das Gebiet als Wohnbaufläche darge-
stellt. Diese Darstellung ist auch im neu aufgestellten Flächennutzungsplan (FNP 
2007), der vom Regierungspräsidium Kassel genehmigt und voraussichtlich im Juli 
2009 rechtswirksam wird, unverändert enthalten. 
 
Der Plan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Er dient der Nachverdichtung 
im Innenbereich besiedelter Ortslage. Die im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) zulässige überbaubare Grundfläche liegt weit unter 20.000 
qm. Die Voraussetzungen zur Durchführung des Bebauungsplanverfahrens nach § 
13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB sind damit erfüllt. 
 
   
   
   
gez.   
Spangenberg   
   
Kassel, 6. Mai 2009 





Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1301 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

 
Kassel, 15.04.2009 

 
 
 
Entgeltfreie ÖPNV-Nutzung für Kinder unter 6 Jahren 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, mit dem Nordhessischen Verkehrs-Verbund 
(NVV) Gespräche mit dem Ziel zu führen, die entgeltfreie Beförderung aller 
Kinder unter 6 Jahren in den Tarifbestimmungen festzuschreiben. 

 
Begründung: 
 
Bislang werden bis zu drei Kindern unter 6 Jahren in Begleitung einer Person, die im 
Besitz einer gültigen Fahrkarte ist, im Gebiet des NVVs unentgeltlich befördert. Für 
jedes weitere Kind unter 6 Jahren muss eine Fahrkarte des Kindertarifs gelöst 
werden. Zudem gilt die entgeltfreie Beförderung nicht für organisierte 
Kindergartengruppen sowie für Gruppen-Tageskarten und Multi-Tickets. 
 
Diese willkürlich gezogene Grenze bezüglich der Anzahl der entgeltfrei beförderten 
Kinder unter 6 Jahren ist nicht nachvollziehbar. Sozial- und familienpolitisch ist es 
wünschenswert, die ÖPNV-Tarifstruktur des NVVs entsprechend zu ändern und 
grundsätzlich allen Kindern unter 6 Jahren die entgeltfreie Beförderung mit dem 
ÖPNV zu ermöglichen. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1319 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

 
Kassel, 28.04.2009 

 
 
 
Kurzstreckenticket Regiotram 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, mit dem Nordhessischen Verkehrsverbund 
(NVV) in Verhandlungen zu treten, um ähnlich dem Kurzstreckenticket für Busse 
und Bahnen der KVG eine solche Möglichkeit für die Regiotram einzurichten. 
 
Gleichzeitig soll der Magistrat Verhandlungen mit dem NVV mit dem Ziel des 
Erhalts der Stabilität der Fahrpreise für die nächsten Jahre aufnehmen. 

 
Begründung: 
 
Im Zuge der Eröffnung der Regiotramhaltestelle Kirchditmold wurde vielfach der 
Wunsch von Anliegern nach einem bislang nicht verfügbaren Kurzstreckenticket 
geäußert. 
 
Weiterhin wurden nach der Kürzung der Regionalisierungsmittel für den ÖPNV die 
finanziellen Einbußen des NVV überproportional an die Kunden mittels 
Fahrpreiserhöhungen weitergegeben. Zur Vermeidung weiterer Belastungen sowie 
zur Steigerung der Attraktivität des ÖPNV soll eine Stabilisierung der Fahrpreise 
erreicht werden. 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung

 
 
 
 
 
 

Vorlage Nr. 101.16.1320 

documenta-Stadt 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 

 
Kassel, 29.04.2009 

 
 
Umbau Friedrich-Ebert-Straße Ost I 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, dem Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Verkehr Vorentwürfe für den Umbau der Friedrich-Ebert-Straße vorzulegen, in 
denen Kfz-Streifen und Gleiskörper (Straßenbahn) nebeneinander geführt 
werden. 
Darüber hinaus sollen folgende Eckpunkte berücksichtigt werden: 
 

1. Realisierung des Boulevardcharakters der Friedrich-Ebert-Straße für 
Fußgänger und dementsprechende Aufwertung der Straße und des 
Quartiers 

2. Erhalt oder nach Möglichkeit auch Ausbau der Anzahl der Parkplätze 
3. Parkplätze der Bezügestelle und des Landes sollen abends freigegeben 

werden 
4. Anwohnerparkplätze sollen zeitweise freigegeben werden 
5. Erhalt der Brötchentaste 
6. Einsatz kleinwüchsigerer Bäume als bisher geplant 
7. Regelung des Verkehrs mit Einsatzfahrzeugen 
8. Differenzierte Befragung der Eigentümer und Anlieger 

(Gewerbetreibende, Bewohner) 
 
Dabei sollen folgende Varianten geprüft werden: 
 
Variante 1 (Wegfall Mittelstreifen und Radwege) 
 
Änderungen: 

1. Wegfall des bislang vorgesehenen Mittelstreifens 
2. Einrichtung von ampelgeregelten und entsprechend eingetakteten 

Fußgängerquerungsmöglichkeiten 
3. für PKW befahrbarer Gleiskörper der Straßenbahn 
4. Wegfall der Radfahrstreifen  

(Erschließung für Radfahrer über Kölnische Str. oder Königstor) 
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Folgender neuer Querschnitt soll geprüft werden: 
− Gehwege in der Breite der bisher bekannten 1. Konzeption 
− Parken 
− Kfz-Streifen 
− Gleiskörper Straßenbahn 
− Gleiskörper Straßenbahn 
− Kfz-Streifen 
− Parken 
− Gehwege in der Breite der bisher bekannten 1. Konzeption 

 
Variante 2 (Straßenbahn am Rand) 
 
Änderungen: 
Wegfall der Radfahrstreifen + Wegfall des 0,5m Abstandsstreifens 
(Erschließung für Radfahrer über Kölnische Str. oder Königstor) 
 
Folgender neuer Querschnitt soll geprüft werden: 

− Gehwege in der Breite der bisher bekannten 1. Konzeption 
− Parken 
− Gleiskörper Straßenbahn 
− Kfz-Streifen 
− Mittelstreifen 
− Kfz-Streifen 
− Gleiskörper Straßenbahn 
− Parken 
− Gehwege in der Breite der bisher bekannten 1. Konzeption 

 
Diese Vorentwürfe und deren Varianten sollen so bald wie möglich im Ausschuss 
für Stadtentwicklung und Verkehr vorgestellt werden. 

 
 
Begründung: 
 
Die vorgelegte Entwurfsplanung für den Umbau der Friedrich-Ebert-Straße/Ost I 
betreffend die Gleisführung lehnt die CDU-Fraktion ab, da, wie eine Simulation der 
zukünftigen Verkehrsströme verdeutlicht hat, vermehrt Verkehrsstauungen zu 
befürchten sind, welche die Qualität der Straße und des Quartiers verschlechtern. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 



Fraktion in der 
Stadtverordnetenversammlung
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Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in Städten 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, sich am bundesweiten Modellversuch 
„Innovative öffentliche Fahrradverleihsysteme - Neue Mobilität in Städten“  des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zu beteiligen. 
 
Unabhängig von der Berücksichtigung der Bewerbung soll in Kassel in 
Kooperation mit der KVG und dem NVV ein Fahrradverleihsystem installiert 
werden. 

 
 
Begründung: 
 
Ziel des Wettbewerbes ist es, eine Radverkehrspolitik zu fördern, die einen 
klimafreundlichen und energieeffizienten Nahverkehr mittels innovativer öffentlicher 
Fahrradverleihsysteme unter Berücksichtigung ihrer städtebaulichen Integration 
weiterentwickeln und unterstützen. Die Einführung der Systeme ist bis zum Frühjahr 
2010 in zehn Förderstädten bundesweit vorgesehen. Die Gesamtfördersumme beträgt 
12,7 Mio. € bis zum Ende des Jahres 2013. 
 
In vielen Städten in Europa werden seit einigen Jahren Fahrradleihsysteme 
erfolgreich betrieben. Einsendeschluss ist der 17.6.09. 
 
Durch die Kombination von Öffentlichem Verkehr und Fahrradverleihsystem kann 
auch in Kassel ein nachhaltiges Stadtverkehrsangebot geschaffen werden und ein 
Beitrag dazu geleistet werden, den Anteil am Radverkehr zu steigern. Vor dem 
Hintergrund der anhaltend steigenden Feinstaubwerte in Kassel ist das Ziel, den 
Anteil am Radverkehr zu steigern mit allen Mitteln zu verfolgen. Kurze Wege mit 
dem Kfz-Verkehr können durch die Vernetzung von Rad und ÖPNV entfallen und 
durch Leihfahrräder erfolgen. Dies dient der Senkung der Emissionen und steigert die 
Lebensqualität. Ebenfalls kann die Vernetzung der Museumslandschaft durch ein 
Leihfahrradsystem unterstützt werden. Um den anhaltend steigenden 
Feinstaubwerten in Kassel sind vielfältige Maßnahmen nötig und möglich, um die 
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Belastungen zu senken. Eine konsequente Förderung von Radverkehr und 
Öffentlichem Nahverkehr kann im Rahmen eines Verkehrs- und 
Mobilitätsmanagements dazu beitragen, die Überschreitungen beim Feinstaub zu 
senken und damit die Einführung einer Umweltzone überflüssig zu machen. 
Eine hohe Anziehungskraft haben öffentliche Fahrradverleihsysteme auch für 
Stadttouristen, die für die Stadt wirtschaftlichen- und kulturellen Folgenutzen 
bedeuten. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Gernot Rönz 
 
 
 
gez. Karin Müller, MdL 
Fraktionsvorsitzende 



 

Stadtverordnetenversammlung 
 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der 
SPD und B90/Grüne 
 
 
 
 

Vorlage-Nr. 101.16.1340 

documenta-Stadt
 
Rathaus 
34112 Kassel 
 
Kassel, 25.05.2009 

 
 
 
Programm "Aktive Kernbereiche" 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, über den aktuellen Sachstand zum Programm 
"Aktive Kernbereiche" sowie die aktuellen Planungen zur Friedrich-Ebert-Straße 
im nächsten Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr zu berichten. 

 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Gernot Rönz 
 
 
 
Uwe Frankenberger, MdL Karin Müller, MdL 
Fraktionsvorsitzender SPD-Fraktion Fraktionsvorsitzende B90/Grüne 
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